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Armutsnetzwerk, AK, OÖGKK 
und Kath. Kirche:
Warum wir den Sozialstaat brauchen

Montag, 16. Juni 2014,  10 Uhr
Presseclub Linz (Ursulinenhof)
Vor genau 125 Jahren, im Jahr 1889, wurde erstmals eine Sozialversicherung im heutigen Sinne gegründet. Damit war der Grundstein für einen modernen Sozialstaat gelegt. Doch der Sozialstaat gerät unter dem Diktat des Sparens immer mehr unter finanziellen Druck. 

Das Armutsnetzwerk OÖ. hat aus diesem Anlass mit Unterstützung des Landes (Sozialreferat), der OÖ. Gebietskrankenkasse und der Arbeiterkammer Oberösterreich ein Leseheft und eine Kampagne mit dem Titel „Warum wir den Sozialstaat brauchen“ zusammengestellt.
Das Leseheft ist kostenlos erhältlich bei:

Sozialplattform OÖ., office@sozialplattform.at, Telefon (0732) 66 75 94

Vizepräsident Harald Dietinger, Arbeiterkammer Oberösterreich:
Unser Sozialstaat nützt allen – daher stärken und ausbauen

Jeder Mensch kommt im Laufe seines Lebens in Situationen, in denen er Hilfe von anderen braucht. Der Sozialstaat greift bei Belastungen in bestimmten Lebenslagen wie zum Beispiel im Alter, bei Krankheit, Arbeitslosigkeit oder Behinderung ein. Er bietet Sach- und Geldleistungen von der Geburt bis ins hohe Alter. Er sorgt dafür, dass in Österreich sozialer Zusammenhalt gefördert wird. 

Soziale Leistungen schützen in Krisenzeiten
Soziale Leistungen stabilisieren insbesondere in Krisenzeiten, da Einkommen und somit Kaufkraft der Haushalte gestärkt werden und dazu beitragen können, dass die Ungleichheit der Einkommensverteilung verringert wird. Das zeigt ein Vergleich der Verteilung der Haushaltseinkommen bevor und nachdem der Sozialstaat wirkt, also Abgaben (Lohnsteuer und Sozialversicherung) bezahlt und öffentliche Geld- und Sachleistungen in Anspruch genommen werden. Das einkommensschwächste Drittel der Haushalte hat netto inklusive Geldleistungen und sozialer Transfers knapp ein Viertel der Gesamt-Einkommen (23 Prozent). Auf das wohlhabendste Drittel entfällt ein doppelt so hoher Einkommensanteil, nämlich knapp die Hälfte (47 Prozent). Das mittlere Drittel kommt auf 30 Prozent. Ohne sozialen Ausgleich wäre die Verteilung deutlich unausgewogener.
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Quelle: WIFO, „Umverteilung durch den Staat in Österreich“, 2009, Arbeitnehmer/-innen, Arbeitslose, Pensionisten/-innen etc. ohne Selbständige; „äquivalisierte“ Daten (= gewichtet je nach Haushaltsgröße)
Positive Umverteilung durch den Sozialstaat, 
jedoch Reichtum stark konzentriert

Während unser Sozialstaat über seine Leistungen positiv umverteilt, sieht es bei den Staatseinnahmen ganz anders aus. Denn der Anteil an Konsum- und Lohnsteuer sowie Sozialabgaben ist sehr hoch und belastet Personen mit geringen Einkommen besonders stark. Und auch beim Vermögen gibt es starke Ungleichheiten, denn allein das reichste Prozent der Haushalte besitzt nach Berechnungen der Universität Linz auf Basis von Daten der österreichischen Nationalbank 37 Prozent des gesamten Nettovermögens. Das reichste Zehntel konzentriert mehr als zwei Drittel des privaten Reichtums (69 Prozent) auf sich. Die Bevölkerungsmehrheit (die restlichen 90 Prozent) besitzen demgegenüber weniger als ein Drittel des Vermögens (31 Prozent). 

Der Sozialstaat ist finanzierbar
Österreich zählt zu den gut entwickelten Sozialstaaten. Seit Jahren liegt die Sozialquote zwischen 28 und 30 Prozent der jährlichen Wirtschaftsleistung, des Bruttoinlandsprodukts (BIP). Die Sozialausgaben haben sich in den letzten Jahren also relativ stabil entwickelt. Lediglich im Jahr 2009 gab es einen starken Anstieg der Sozialquote – 

aufgrund des krisenbedingten Rückgangs des BIP bei gleichzeitigem Anstieg der Sozialausgaben. Durch soziale Transfers wurde jedoch die finanzielle Lage der Menschen stabilisiert. Die Wirtschaft konnte sich dadurch etwas rascher erholen und die Sozialquote sank wieder ab. 

Investiver Sozialstaat: Ausbau sozialer Dienste schafft Arbeitsplätze
Mit Investitionen in soziale Dienstleistungen könnten nicht nur die akuten Defizite in der Kinderbetreuung oder Pflege behoben werden, sondern auch beachtliche positive Beschäftigungs- und Budgeteffekte ermöglicht werden. Laut Berechnungen der AK Wien könnten mit einer Anstoßfinanzierung von jährlich durchschnittlich 100 Millionen Euro seitens des Bundes und der Länder in den nächsten vier Jahren fast 45.000 Menschen in Beschäftigung kommen und 35.000 zusätzliche Betreuungsplätze für Kleinkinder geschaffen sowie die Öffnungszeiten bei 70.000 bestehenden Plätzen verlängert werden. Investitionen in diesem Bereich zahlen sich somit sowohl sozial- und gesellschafts-  als auch wirtschaftspolitisch aus. 

Ein starker Sozialstaat zahlt sich für alle aus

Ein starker Sozialstaat schützt vor sozialen Risiken, fördert durch Investitionen Arbeitsplätze, schafft sozialen Frieden, verringert soziale Ungleichheit, ist eine stabile Säule in Krisenzeiten und nützt allen: Jungen und Alten, Armen, der Mittelschicht und den Reichen.
Einen „schlanken Staat“ können sich nur Reiche leisten. Bei einem Abbau der Sozialsysteme explodieren die sozialen Probleme. Arbeitslosigkeit, Armut und soziale Ausgrenzung nehmen massiv zu. Steigende Ungleichheiten sind nicht nur negativ für den sozialen Zusammenhalt einer Gesellschaft, sondern auch für das Wachstum einer Volkswirtschaft. 

Albert Maringer, Obmann der OÖ. Gebietskrankenkasse:
Die Stärke der „sozialen Krankenversicherung“

Eine wesentliche Säule des österreichischen Sozialsystems ist die „soziale Krankenversicherung“, zu der auch die OÖGKK zählt. Sozial bedeutet: Ihr Handeln zielt – im Gegensatz zu privaten Versicherungen – nicht auf Gewinne oder Dividenden. 
Die OÖGKK grenzt daher auch keine Menschen aus, deren Gesundheitskosten die persönlich geleisteten Beiträge übersteigen könnten (keine Riskenauslese). In der sozialen Krankenversicherung gilt vielmehr das Solidaritätsprinzip. Die OÖGKK schafft so den nötigen Ausgleich zwischen gesunden und kranken Menschen, zwischen jungen und alten, zwischen besser und schlechter verdienenden.

OÖGKK-Obmann Albert Maringer: „Der solidarische Gedanke ‚Einer für alle – alle für einen‘ ist gerade in der Gesundheitsversorgung unverzichtbar: Krankheit zählt zu den schwerwiegenden Wechselfällen des Lebens. Sie kommt plötzlich, unerwartet und oft in ohnehin schwierigen Lebenslagen. Gerade schwere Krankheit nimmt keine Rücksicht darauf, ob jemand gerade Geld für eine Therapie hätte oder nicht. Nur in einem starken, solidarischen Netz können wir uns gegenseitig die Sicherheit geben, einander im entscheidenden Moment aufzufangen.“ 

Gesundheit: 
Nur eine Frage von „Lifestyle“ und „Eigenverantwortung“?

Der naive Gedanke, dass Gesundheit nur vom persönlichen Lebensstil abhängt, ist ein beliebtes Argument gegen das Prinzip der solidarisch organisierten, sozialen Krankenversicherung. Nach dem Motto: Warum sollen Menschen mit „gesundem Lebensstil“ für andere zahlen?

Diese Suggestivfrage zielt vordergründig auf moralische Empörung – um geschickt von einem unbequemen Faktum abzulenken: Unser persönlicher Gesundheitszustand hängt – neben der genetischen Disposition – nur zu einem Teil vom „Lifestyle“ ab. Und selbst hier gilt: Viele Menschen leben unter sozialen Rahmenbedingungen, die kaum Freiheiten für einen gesunden Lebensstil zulassen. Die Zusammenhänge zwischen den gegebenen Lebensumständen und der Gesundheit sind wissenschaftlich gut belegt. Einige Beispiele:  

• Armut: Eine besondere Gefährdung sieht die Gesundheitswissenschaft bei Personen mit geringem Einkommen: Ärmere Menschen beurteilen ihren Gesundheitszustand subjektiv deutlich schlechter als gut situierte – und sind auch objektiv häufiger von schweren chronischen Krankheiten betroffen.
• Bildung: Gesundheitszustand und Gesundheitsverhalten stehen in einem messbaren Zusammenhang mit dem Bildungsgrad einer Person. Besonders stärk fällt dieser Effekt z.B. beim Übergewicht auf – der Ursache für viele schwere Folgeerkrankungen. 
• Berufliche Tätigkeit: Insbesondere Männer mit wenig komplexer, jedoch schwerer manueller Tätigkeit sind signifikant häufiger von Wirbelsäulenbeschwerden betroffen als andere Erwerbstätige. Bei Frauen ist dieser Zusammenhang auch hinsichtlich der Häufung von Diabetes, chronischen Angstzuständen, Depressionen und Bluthochdruck feststellbar. Arbeitslose sind keinesfalls gesünder als Erwerbstätige: Ihr Risiko an Depression zu erkranken ist 8-fach höher.

• Alter: Krankheiten nehmen mit dem Alter zu – und damit im Regelfall die Einnahme von Medikamenten. Rund 20 Prozent der über 65-Jährigen leiden an mehr als fünf Erkrankungen. Viele Arzneien haben Nebenwirkungen bzw. lösen Wechselwirkungen mit anderen Präparaten aus, die fälschlicherweise als Symptome einer weiteren Krankheit gedeutet werden. Das führt zur Einnahme zusätzlicher Medikamente -  ein Teufelskreis.

• Migration: Neben den bisher genannten Determinanten sind Verständigungsprobleme und kulturelle Unterschiede ein zusätzliches Gesundheitsrisiko für Migranten. 

Dazu Maringer: „Als soziale Krankenversicherung helfen wie Menschen nicht nur im Krankheitsfall. Wir übernehmen auch Verantwortung, dass sie gesund bleiben – durch viele zielgruppengerechte Angebote. Doch unser Einfluss auf  gesundheitsentscheidende Faktoren wie Einkommen, Bildung oder Beruf ist nur sehr mittelbar gegeben. Unser Appell daher: Eine gesunde Gesellschaft ist keine Einzelaufgabe einer bestimmten Institution. Dieses Ziel erreichen wir nur gemeinsam. Wir  müssen die Gesundheit in allen Politikfeldern mitdenken.“
Mag.a Edeltraud Artner-Papelitzky, Pastoralrat der Diözese Linz:

Der Sozialstaat als organisierte Form der Solidarität 

Das vor 10 Jahren vorgelegte und jetzt wieder aktualisierte Sozialwort des Ökumenischen Rates der Kirchen in Österreich hält den Wert von sozialstaatlicher Sicherung eindeutig fest. Der Sozialstaat ist die solidarisch organisierte Absicherung zentraler Lebensrisiken wie Krankheit, Alter und Erwerbslosigkeit. Im Zuge neoliberaler Politik hat sich die Lebenssituation für viele Menschen in Europa verschärft, immer mehr leben in Unsicherheit und Armut.
Auch in Österreich steigt die Ungleichheit ständig. Wir sind gefordert, dieser Entwicklung einerseits mit einer gerechten Besteuerung und andrerseits mit einer Verstärkung des sozialen Netzes zu begegnen, um den gesellschaftlichen Zusammenhalt zu sichern. 

Solidarität gewinnt als Begriff und Wert wieder an Bedeutung. Solidarität steht der dominierenden neoliberalen Ideologie entgegen, die das konkrete Wirtschaftsgeschehen dominiert, wo Eigennutz und Profit die alleinigen Parameter sind, ob für das Handeln einer einzelnen Person, eines Betriebes, einer Nation. Mehr und mehr Menschen aber erkennen, dass so ein gutes Leben für alle weltweit nicht möglich ist. 

Im Ökumenischen Sozialwort heißt es: „Sozialstaat und Freiheit, Solidarität und Individualität schließen einander nicht aus, sondern bedingen und ergänzen einander. Der Sozialstaat ist Voraussetzung dafür, dass die Werte von Individualität und Freiheit nicht nur ein Privileg der Einkommensstarken und der Vermögenden sind, sondern allen Menschen zukommen (212)“.

Solidarität als christliches Grundprinzip

Der Begriff „Solidarität“ kommt aus der im römischen Recht formulierten Solidarhaftung „Einer für alle – alle für einen“. Er wurde zum Kampfbegriff, aber auch zur zentralen Tugend in der ArbeiterInnenbewegung. Der Sozialstaat ist eine wertvolle Frucht dieses Kampfes. 

Die Katholische Soziallehre definiert Solidarität als eines ihrer Grundprinzipien, als „die feste und beständige Entschlossenheit, sich für das Gemeinwohl einzusetzen, das heißt für das Wohl aller und eines jeden, weil wir alle für alle verantwortlich sind“. (Kompendium der Soziallehre, S. 152)

Damit ist Solidarität mehr als die tugendhafte Haltung von Einzelpersonen, sondern wird zur Verpflichtung für die Gestaltung eines friedlichen Miteinanders.

Die derzeitige Situation mit 390.000 erwerbsarbeitslosen Menschen in Österreich ohne Arbeitslosenversicherung möchte ich mir nicht vorstellen, so sehr die Nettoersatzrate von 55 Prozent auch als mangelhaft erscheint.

Als ChristInnen sind wir überzeugt, dass alle Menschen als Geschöpfe Gottes gleichen Wert und gleiche Würde haben. Für dieses geschwisterliche Miteinander gilt: „Was ihr von den anderen erwartet, das tut auch ihnen.“ (Lk 6,31), und „Du sollst deinen Nächsten lieben wie dich selbst.“ (Mk 12, 29). 

Jeder Mensch, unabhängig von seiner Herkunft und seinem Einkommen, hat daher das soziale Recht auf Bildung, Wohnen, Arbeit, auf soziale Sicherheit und Gesundheitsversorgung. Soziale Dienstleistungen müssen dafür in guter Qualität ausgebaut und für alle zugänglich sein. 

Am Beispiel Pensionssystem

Die Grundlage für unser öffentliches Pensionssystem ist der Generationenvertrag. In einem solidarischen System, das die Gesellschaft als Ganzes in den Blick nimmt, sichern die Erwerbstätigen gemeinsam das Leben und die Bedürfnisse der „Jungen“, z. B. im Bereich Bildung, und der „Alten“, z. B. im Bereich Pensionen. Ein solches System wird dann als gerecht empfunden, wenn diejenigen, die Beiträge leisten auch davon ausgehen können, dass sie selbst eine Absicherung erhalten werden.

Dieses Vertrauen wurde jedoch erschüttert. Mittlerweile glauben viele der 14-24jährigen in Österreich, dass die staatliche Pension für ihr Leben im Alter nicht mehr reichen wird, oder sogar dass sie keine Pension mehr bekommen werden. Auf der anderen Seite gibt es Eltern, die für ihre Kinder schon jetzt private Pensionsvorsorgeverträge abschließen. Wie die Finanzkrise gezeigt hat, ist diese Art der Vorsorge nicht nur krisenanfällig, sondern trägt mancherorts durch die dazu nötigen Finanzspekulationen zur Verschärfung der Krise bei. Vielen Menschen in den USA oder Großbritannien stand bei ihrem Pensionsantritt nur ein Bruchteil des Kapitals, das ihnen vertraglich zugesichert worden ist, zu Verfügung.

„Die Stärke der Sozialversicherungen liegt in der großen Anzahl der Mitglieder und Beitragszahlenden und im solidarischen Ausgleich […] Dieses Umlagesystem ist, wie sich in Jahrzehnten gezeigt hat, wesentlich sicherer als private Versicherungssysteme, die vom Kapitalmarkt und den Börsen abhängig sind.“ (Sozialwort 214)

Das Umlagemodell ist nicht nur in Bezug auf Verwaltungskosten effizienter, sondern basiert auf der Realwirtschaft. Ein Pensionssystem, das vor Altersarmut schützt, muss aber auch aus der steigenden Produktivität und aus Gewinnen mitfinanziert werden. Hier aufgrund der demografischen Entwicklung Panik zu machen ist nicht nur unseriös, sondern auch „gemeingefährlich“. Es gefährdet Gemeinschaft, wenn „Alte Menschen“ nur noch als Belastung für die Zukunft gesehen werden.

Im Umgang mit den Rändern in einer Gesellschaft auch im Sinn von Lebensrändern zeigt sich die Qualität einer Gesellschaft. Verlässlichkeit, Respekt und Solidarität müssen tagtäglich neu buchstabiert werden, persönlich und politisch.

Die Verteidigung des Sozialstaates und seine Weiterentwicklung ist das wohl größte Friedensprojekt.

Susanne Stockinger, Armutsnetzwerk Oberösterreich:

Politik muss klares Bekenntnis zum Sozialstaat abgeben!

Der österreichische Sozialstaat ist eindeutig ein solidarisches Erfolgsmodell. Er sorgt für Sicherheit in der Bevölkerung und ist dafür verantwortlich, dass möglichst viele Menschen in das soziale Netz eingebunden sind. Soziale Leistungen sind für uns alle (von arm bis reich) verfügbar, deren Finanzierung wird gemeinschaftlich getragen. Ohne Sozialleistungen und Pensionen wäre fast die Hälfte der Bevölkerung (44 Prozent) von Einkommensarmut (weniger als 1090 Euro/Monat bei einem Einpersonenhaushalt) bedroht. Durch den Sozialstaat reduziert sich dieser Anteil auf rund 14 Prozent der Bevölkerung. In Oberösterreich sind dies 145.000 Menschen bzw. zehn Prozent. Ohne soziale Transfers und Pensionen wären es 37 Prozent der Bevölkerung. Daraus kann man ableiten, dass der Sozialstaat Armut verhindert!

Mitte der 1960er Jahre bis in die 1980er wurde der Sozialstaat kontinuierlich ausgebaut, diese Phase wird auch „golden age of welfare state“ genannt. Mit der Veränderung der ökonomischen Rahmenbedingungen und einem politischen Paradigmenwechsel wurde dieser Kurs verlassen. Unser Sozialstaat mitsamt seinen Errungenschaften gerät seither massiv unter Druck. 

Die neoliberale Mär will uns weismachen, dass dieses System nicht mehr finanzierbar sei und den faulen, schmarotzenden Menschen hervorbringe. Sie propagiert „weniger Staat – mehr privat“ und fordert damit, die Erbringung sozialer Leistungen dem Markt zu überlassen. Die jüngste Geschichte hat jedoch gezeigt, dass „der Markt“ nicht die Grundlage für ein sicherndes Sozialsystem sein kann, hier ginge die ausgleichende Funktion verloren. Die Menschen dürfen sich nicht fragen müssen: „Kann ich mir gesundheitliche Versorgung leisten?“

Die Sparpolitik der öffentlichen Hand ist mit hohen sozialen Risiken verbunden. Sie verstärkt den weiteren Anstieg sozialer Ungleichheit und gefährdet den gesellschaftlichen Zusammenhalt. Anstatt die positiven Leistungen und den enormen Nutzen des Sozialstaats hervorzukehren, stimmen die verantwortlichen PolitikerInnen in die neoliberalen Beschwörungsmantras mit ein. Das Armutsnetzwerk OÖ erwartet sich, dass 
die Politik den Menschen klar macht, dass ein solidarisches Sozialsystem kein „Verschleudern“ der Einnahmen darstellt, sondern die Grundlage unseres Wohlfahrtsstaates bildet. In diesem Zusammenhang sollte nicht vorrangig von Kosten, sondern von Investitionen ins Sozialsystem gesprochen werden. Investitionen in ein System, dessen Geschäftsmodell die soziale Zukunftssicherung ist.

Gemeinsame Forderungen
Um den Sozialstaat weiter zu stärken sind notwendig: 

· Mehr investive Sozialpolitik und Ausbau der sozialen Dienste

· Eine gerechte Finanzierung der sozialen Sicherung durch eine Entlastung des Faktors Arbeit und eine höhere Besteuerung von großen Vermögen und Kapital
· Einführung einer „Millionärssteuer“ und einer EU-weiten Finanztransaktionssteuer 

· Eine nachhaltige Bekämpfung von Armut und sozialer Ausgrenzung

· Die Höhe der Mindestsicherung über die Armutsschwelle heben

· Investitionen in Bildung und Qualifizierung 

· Bessere Absicherung von Alleinerziehenden

· Förderung des sozialen Aufstiegs von Migrant/-innen

· Eine produktivitätsorientierte Lohnpolitik und ausreichende Mindestlöhne für alle
· Bekämpfung von Arbeitslosigkeit und Prekarisierung

· Bessere Absicherung bei Arbeitslosigkeit 

· Höhere Leistungen bei Arbeitslosigkeit (Arbeitslosengeld und Notstandshilfe) 

· Verlängerung der Bezugsdauer beim Arbeitslosengeld 

· Entfall der Partnereinkommensanrechnung bei der Notstandshilfe

· Ein Bonus-Malus-Modell zur Förderung der Beschäftigung Älterer
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